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Umweltschutz im Rahmen der Neuen Konzeption zur technischen Harmonisierung 
und Normung in Europa 


Im Zuge der Vollendung des europäischen Binnenmarktes sind eine 
Harmonisierung des Umweltrechts der Mitgliedstaaten auf hohem Ni- 
veau und harmonisierte, umweltgerechte Produktanforderungen und 
Normen eine wichtige Voraussetzung für fairen Wettbewerb und eine 
nachhaltig zukunftsfähige und umweltverträgliche Entwicklung. 

Nach der sog. „Neuen Konzeption" beschränkt sich der europäische 
Gesetzgeber seit 1985 auf die Festlegung allgemeiner Güte-, Sicher- 
heits- und Umweltschutzanforderungen an Produkten in den Richtlinien 
und verweist zu deren Konkretisierung auf technische Normen, die von 
den europäischen Normungsorganisationen CEN und CENELEC nach 
Vorlagen der nationalen Normungsorganisationen, wie dem DIN, in ei- 
gener Verantwortung erarbeitet werden. 

Den unbestreitbaren Vorteilen dieses Harmonisierungsansatzes, wie 
Beschleunigungseffekte bei der Vollendung des Binnnenmarktes und 
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bei der Anpassung der Produktanforderung an die technische Entwick- 
lung sowie die Entlastung des Gemeinschaftsgesetzgebers von techni- 
schen Detailregelungen, stehen gravierende Nachteile gegenüber. So 
führt dieses Verfahren zu einer schwer kontrollierbaren Verlagerung 
staatlicher Regelsetzung in den privaten Bereich. Die Erstellung tech- 
nischer Normen durch die von der Wirtschaft getragenen Normungs- 
organisationen setzt eine Abwägung zwischen den Belangen des 
Gesundheits- und Umweltschutzes und den Erfordernissen der Wirt- 
schaftlichkeit voraus, so daß letztlich die Normungsgremien über das der 
Allgemeinheit zumutbare Risiko beim Umgang mit Produkten ent- 
scheiden. Zum Vorwurf mangelnder demokratischer Legitimation der 
europäischen Normung kommt hinzu, daß die harmonisierten Normen 
keiner systematischen Kontrolle der EG-Organe unterliegen. Kritisch zu 
sehen ist auch, daß die Beachtung öffentlicher Belange, wie der des 
Umweltschutzes, verfahrensmäßig nicht hinreichend sichergestellt ist. 
Mangelnde Transparenz des europäischen Normungsverfahrens und 
unzureichende Zugangs- und Einflußmöglichkeiten der Öffentlichkeit 
werden in dem Bericht des Büros für Technikfolgenabschätzung beim 
Deutschen Bundestag (TAB) analysiert. 

Die Sicherstellung eines hohen Umweltschutzniveaus in den EG-Richt- 
linien und Verordnungen und in der produktbezogenen Normung, wie 
es im Vertrag von Maastricht verankert ist, ist wegen fehlender Rege- 
lungen für die Harmonisierung und Normung gefährdet. Eine Reform 
des europäischen Normungsverfahrens ist dringend erforderlich. 


1. Wie beurteüt die Bundesregierung die sog. „Neue Konzeption" zur 
technischen Harmonisierung, nach der in den EG -Richtlinien nur 
allgemeine Güte-, Sicherheits- und Umweltschutzanforderungen 
festgelegt werden und zu deren Konkretisierung auf Normen der 
von der Wirtschaft getragenen europäischen Normenorganisationen 
CEN und CENELEC verwiesen wird? 


Die Förderung der europäischen Integration und Wirtschaft war 
Ziel der Einführung der sog. „Neuen Konzeption auf dem Gebiet 
der technischen Harmonisierung und der Normung 11 durch die EU 
im Jahre 1985. Zentraler Gedanke dieser Konzeption ist es, die bis 
dahin durch Rechtsetzung erfolgte Detailharmonisierung durch 
den Verweis auf europäische Normen zu ersetzen. Ohne diese 
Entlastung der Harmonisierungsrichthnien wären die bis heute 
erzielten Fortschritte bei der Verwirklichung des Binnenmarktes 
nicht möglich gewesen. 

Die gemeinschaftlichen Rechtsakte im Umweltbereich, ein- 
schließlich des produktbezogenen Umweltschutzes, sind aller- 
dings ganz überwiegend keine Rechtsakte der Neuen Konzeption, 
sondern enthalten selbst - zum Teil sehr detaillierte - Umwelt- 
schutzanforderungen. 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die Verlagerung staatlicher 
Regelsetzung in den privaten Bereich im Rahmen der „Neuen Kon- 
zeption" unter dem Gesichtspunkt der demokratischen Legitima- 
tion, der Möglichkeit der Kontrolle durch den Gesetzgeber, der 
Transparenz und der Beteiligung der Öffentlichkeit und der be- 
troffenen gesellschaftlichen Gruppen? 


Nach dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 12. De- 
zember 1996 (Drucksache 13/6365) zur „Mitteilung der Kommis- 
sion an den Rat und das Europäische Parlament über die stärkere 
Nutzung der Normung in der Gemeinschaftspolitik KOM (95) 412 
endg.; Ratsdokument 11300/95 11 ist sicherzustellen, daß die 
Grundsätze der Selbstverwaltung und Freiwilligkeit als zentrale 
Prinzipien der Europäischen Normung erhalten bleiben. Wesent- 
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liches Element der Freiwilligkeit ist dabei die Konsensbildung der 
von der Normung betroffenen Kreise (Behörden, Industrie, Um- 
welt- und Verbraucherverbände, Gewerkschaften und Wissen- 
schaft). 

Mit diesen Prinzipien sind bislang im Bereich der Normung für 
alle Betroffenen vorzeigbare Ergebnisse erzielt worden. Sofern 
Normen in Einzelfällen Rechtscharakter erlangen können (z. B. 
aufgrund Anerkennung gemäß Artikel 12 und 19 der EG-Umwelt- 
Audit- Verordnung), bedarf es insoweit spezifischer Lösungen, die 
das Normungssystem jedoch nicht grundsätzlich in Frage stellen. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die tatsächliche Berücksich- 
tigung der Umweltschutzanforderungen im Rahmen der nach der 
neuen Konzeption angestrebten technischen Harmonisierung und 
Normung? 


Auf europäischer Ebene ist mit der beim CEN/PC 7 eingerichteten 
Arbeitsgruppe „Umweltaspekte in Produktnormen" (Environ- 
mental Aspects in Product Standards-ENAPS) ein erster wichtiger 
Schritt in Richtung auf eine Europäische Koordinierungsstelle 
Umweltschutz getan. In einer dreijährigen Erprobungsphase soll 
die Arbeitsgruppe europäische Normungsprojekte darauf über- 
prüfen, ob Umweltschutzaspekte entsprechend dem ISO-Guide 
64 „Leitfaden für die Berücksichtigung von Umweltaspekten in 
Produktnormen" eingehalten werden. 

Im Rahmen des ISO-Leitfadens werden für den gesamten Lebens- 
weg eines Produkts - von der Rohstoffgewinnung bis zur Entsor- 
gung - Vorgaben an die Produktnormung festgelegt, um so die 
Auswirkungen auf die Umwelt gering zu halten. Dies ist im Sinne 
eines langfristig orientierten Umweltschutzes von herausragender 
Bedeutung. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Analyse der praktischen 
Anwendung der neuen Konzeption in bezug auf die Probleme bei 
der Verfolgung und Sicherung der Umweltschutzziele im Rahmen 
der europäischen Normung durch das Büro für Technikfolgenab- 
schätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) in Drucksache 13/ 
6450? 


Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 12. Dezember 1996 
(siehe Antwort zu Frage 2) enthält grundsätzliche Aussagen zu 
Ziel und Funktion der europäischen Normung, die uneinge- 
schränkt Unterstützung verdienen. Hierzu zählen u. a.: 

— die Anerkennung der Bedeutung eines kohärenten Nor- 
mungssystems hoher Qualität auf der Basis von Transparenz, 
Offenheit, Konsens, Effizienz und Beschlußfassung auf der 
Grundlage einzelstaatlicher Vertretung, 

— die Vermeidung einer Aufsplitterung der Normungsarbeiten 
und stärkere Koordinierung untereinander sowie 

— regelmäßige und vertiefte Abstimmung mit allen interessierten 
Parteien - einschließlich Umweltinteressen - sowie Verbindung 
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zu Forschung und Entwicklung. Dabei ist sicherzustellen, daß 
die Grundsätze der Selbstverwaltung und Freiwilligkeit als 
zentrale Prinzipien der europäischen Normung erhalten blei- 
ben. 

Vorstellungen, die sich etwa auf die Schaffung eines europäischen 
Normungsgesetzes und damit detaillierter Rechtsregelungen be- 
ziehen, ist eine klare Absage zu erteilen. Sie würden diesen Prin- 
zipien der Normung, zu denen auch die Konsensbildung aller 
betroffenen Kreise gehört, zuwiderlaufen und darüber hinaus der 
Funktion und Bedeutung der Normung für die europäische 
Integration und Wirtschaft nicht gerecht werden. 

Die Bundesregierung hält die Rahmenbedingungen für die Nor- 
menarbeit, die 

— im Ratsbeschluß zur neuen Konzeption und 

— den „Allgemeinen Leitsätzen für die Zusammenarbeit zwi- 
schen der Kommission, der EG und den europäischen Nor- 
mungsorganisationen CEN und CENELEC" vom 13. November 
1984 

festgelegt wurden, für grundsätzlich geeignet, in der Normung 
auch die Ziele des Umweltschutzes ausreichend sicherzustellen. 
Die Bundesregierung setzt sich für eine strikte Einhaltung dieser 
Rahmenbedingungen ein. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in Zukunft ein 
hohes Umweltschutzniveau in den EG -Richtlinien und Verord- 
nungen und in der produktbezogenen Normung sicherzustellen, wie 
es im Vertrag von Maastricht verankert ist? 


Die europäische und internationale Normungsarbeit hat vor dem 
Hintergrund der zunehmenden weltwirtschaftlichen Verflechtun- 
gen und des wachsenden internationalen Handels entscheidenden 
Stellenwert bekommen. Es gilt daher, Umweltschutzgesichts- 
punkte so früh wie möglich, d. h. systematisch und konsequent, 
bereits im Stadium der Erarbeitung von Produktnormen, zu inte- 
grieren. Ebenso muß dafür Sorge getragen werden, daß fortschritt- 
liche deutsche Umweltstandards über die europäische und inter- 
nationale Normung nicht aufgeweicht werden. 

Um diesen Herausforderungen zu begegnen, hat das Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) mit dem Deutschen Institut für Normung e. V. im Oktober 
1992 eine „Vereinbarung über die Berücksichtigung von Um- 
weltbelangen in der Normung" geschlossen. In dieser Vereinba- 
rung werden Arbeit und Aufgaben der Koordinierungsstelle Um- 
weltschutz sowie die Gründung des Normenausschusses 
„Grundlagen des Umweltschutzes" (NAGUS) geregelt. Beide 
Institutionen (die Koordinierungsstelle Umweltschutz seit 1989) 
werden aus Haushaltsmitteln des Bundesumweltministeriums ge- 
fördert. 

Aufgabe der Koordinierungsstelle Umweltschutz ist, die Interessen 
des Umweltschutzes in die nationale, europäische und inter- 
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nationale Normung einzubringen. Wichtigstes Arbeitsgebiet der 
Koordinierungs stelle Umweltschutz ist die Überprüfung von allen 
Normen und Normentwürfen auf umweltrelevante Festlegungen. 

Der NAGUS ist das zuständige Arbeitsgremium des Deutschen 
Instituts für Normung e. V. für die fachübergreifende Normung auf 
den Gebieten Terminologie des Umweltschutzes, Umweltmana- 
gement/ -Audit, Ökobilanzen und umweltbezogene Kennzeich- 
nung auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. Im 
NAGUS wird jeweils die deutsche Position für die europäische 
und internationale Arbeit festgelegt. 

Im Fachbeirat beider Gremien sind alle von der Normung be- 
troffenen Kreise (Behörden aus dem Umweltbereich, Industrie, 
Umwelt- und Verbraucherverbände, Gewerkschaften und Wis- 
senschaft) vertreten. 

Die Bundesregierung ist im übrigen der Auffassung, daß die ganz 
überwiegende Mehrzahl der in EG -Richtlinien und -Verord- 
nungen enthaltenen umweltrechtlichen Vorschriften europaweit 
ein hohes Umweltschutzniveau vorsehen. Als wichtige Verbes- 
serungsmöglichkeit erscheint vor allem die verstärkte Integration 
umweltpolitischer Überlegungen in Rechtsetzungsvorhaben an- 
derer gemeinschaftlicher Politikbereiche. Hierzu wird u. a. der 
aufgrund der Beschlüsse des Europäischen Rates Amsterdam neu 
in den EG- Vertrag eingefügte Artikel 3d (umweltrechtliche 
Querschnittsklausel) eine Handhabe bieten. 

Für die Verbesserung des Umweltschutzniveaus ist zudem eine 
kohärentere und transparentere Fassung der gemeinschaftlichen 
Umweltvorschriften wichtig. Dies ist auch bedeutsam für den 
tatsächlichen und einheitlichen Vollzug der gemeinschaftlichen 
Umweltvorschriften in allen Mitgliedstaaten. 


6. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für erforderlich, um 
die nationalen und europäischen Umweltschutzziele in den EG- 
Richtlinien und Verordnungen und in den nationalen und euro- 
päischen Normen besser als bisher durchzusetzen? 


Auf die Antworten zu den Fragen 3 und 5 wird verwiesen. 


7. Wie steht die Bundesregierung zu den Empfehlungen des Büros für 
Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag, wie sie im 
Bericht des TAB vom September 1996 vorgelegt wurden? 


Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen. 


8. Wie könnten die Umweltinteressen besser und ausreichend in den 
zur Vorbereitung von Richtlinien- und Verordnungsentwürfen ein- 
gesetzten beratenden Ausschüssen der EU-Kommission vertreten 
werden, insbesondere durch sachkundige Vertreter des Bundes- 
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bzw. 
des Umweltbundesamts? 
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Die Bundesrepublik Deutschland wird in den Ausschüssen der EU 
zur Umweltpolitik durch Fachleute des BMU und anderer Bun- 
desministerien - je nach Fachbereich - r des Umweltbundesamts 
oder anderer Behörden im Geschäftsbereich des BMU oder der 
Umweltverwaltungen der Bundesländer vertreten. Bei kommis- 
sionsintemen Beratungen kommt der Generaldirektion XI (Um- 
welt, nukleare Sicherheit und Katastrophenschutz) eine wichtige 
Rolle bei der Vertretung von Umweltinteressen zu. 

Die Bundesregierung steht mit der Generaldirektion XI auf allen 
Ebenen in ständigem und intensivem Kontakt, um entsprechen- 
den Einfluß geltend zu machen. 

Bei Rechtsetzungsvorhaben in anderen gemeinschaftlichen Poli- 
tikbereichen müssen die Erfordernisse des Umweltschutzes, ins- 
besondere zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung, ein- 
bezogen werden; dies setzt vor allem eine entsprechende 
Berücksichtigung von Umweltschutzgesichtspunkten in der vor- 
angehenden Abstimmung der Haltung der Bundesrepublik 
Deutschland voraus. Wichtig erscheint zudem eine Überarbeitung 
des Komitologiebeschlusses der Gemeinschaft. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die empfohlene Einrichtung ei- 
nes „Beratenden Ausschusses für Normung" auf europäischer 
Ebene, der die Kommission bei der Vergabe von Normungs- 
mandaten im Rahmen von binnenmarktbezogenen Harmonisie- 
rungsrichtlinien berät und umweltschutzbezogene Vorgaben für die 
Normungsgremien in sog. Grundlagendokumenten präzisiert, und 
wird sie sich dafür einsetzen? 


Wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, ist es zentraler Gedanke 
der „Neuen Konzeption" der EG von 1985, die bis dahin durch 
Rechtsetzung erfolgte Detailharmonisierung durch den Verweis 
auf europäische Normen zu ersetzen. Normung ist damit, wie der 
Deutsche Bundestag in seinem Beschluß vom 12. Dezember 1996 
(siehe Antwort zu Frage 2) festgestellt hat, auch ein wichtiges 
Mittel zur Entbürokratisierung und Deregulierung. 

Im Bereich des Umweltschutzes befürwortet die Bundesregierung 
- wie auch der Deutsche Bundestag in seinem Beschluß vom 
12. Dezember 1996 -, daß in den europäischen Normungsgremien 
institutionelle Vorkehrungen - etwa in Form einer Koordinie- 
rungsstelle Umweltschutz - getroffen werden, um Umweltaspekte 
systematisch in europäischen Normen zu berücksichtigen. Die 
Einrichtung eines „Beratenden Ausschusses für umweltrelevante 
Normung", wie von der Studie des Büros für Technikfolgenab- 
schätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) empfohlen, lehnt die 
Bundesregierung aus den Erfahrungen in der Praxis wegen der 
immensen Bandbreite der Normungsprojekte im Rahmen von 
Harmonisierungsrichtlinien ab. 


10. Wie steht die Bundesregierung zu der Möglichkeit, in den Fällen, in 
denen es nicht gelingt, ein hohes Umweltschutzniveau in Richtli- 
nien oder europäischen Normen durchzusetzen, Regelungen in 
einem nationalen Alleingang unter Berufung auf die Schutz- 
verstärkungsklausel des Artikels 100 a Abs. 4 durchzusetzen? 
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Die Bundesregierung hat bereits in der Vergangenheit in zwei 
Fällen aus dem Umweltbereich erfolgreich von der Schutzklausel 
nach Artikel 100 a Abs. 4 EG-Vertrag Gebrauch gemacht. Sie wird 
erforderlichenfalls auch künftig so verfahren. Grundsätzlich stim- 
men die Mitgliedstaaten darin überein, daß im Interesse des freien 
Warenverkehrs von der Schutzklausel des Artikel 100 a Abs. 4 EG- 
Vertrag zurückhaltend Gebrauch gemacht werden sollte. 

Die Bundesregierung hat sich bei der gerade abgeschlossenen 
Regierungskonferenz zur Reform des gemeinschaftlichen Ver- 
tragswerks dafür eingesetzt, die Möglichkeiten der nationalen 
Schutzverstärkung auszuweiten. Es konnte u. a. durchgesetzt 
werden, daß ein Mitgliedstaat bei der Anwendung des Arti- 
kel 100 a Abs. 4 EG-Vertrag nicht zuvor gegen eine gemein- 
schaftliche Harmonisierungsmaßnahme stimmen muß, die mögli- 
cherweise bereits in die richtige Richtung geht, dies aber noch 
nicht weit genug. Ferner wurde die Möglichkeit zu nationalen 
Schutz Verstärkungen auf die im Rahmen der Komitologie ergan- 
genen Rechtssätze erstreckt. Der Kommission wird nun eine 
kurze, effektive Frist für die Bestätigung der nationalen Maß- 
nahme gesetzt. 

Schließlich ist explizit die allerdings an einige einschränkende 
Voraussetzungen gebundene Möglichkeit vorgesehen, weiter- 
gehende nationale Vorschriften auch noch nach Erlaß einer 
gemeinschaftlichen Harmonisierungsmaßnahme zu erlassen. 


1 1 . Wie will die Bundesregierung den Deutschen Bundestag umfassend 
und zum frühestmöglichen Zeitpunkt über Rechtsetzungsvorhaben 
der Kommission und Referentenentwürfe informieren, um eventuell 
Einfluß nehmen zu können, bzw. diese Entwürfe frühzeitig bei der 
Gesetzgebungsarbeit berücksichtigen zu können? 


Die Bundesregierung informiert den Deutschen Bundestag inso- 
weit bereits in Anwendung des Gesetzes über die Zusammen- 
arbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Ange- 
legenheiten der EU vom 12. März 1993 (BGBl. I S. 311) umfassend 
und zum frühestmöglichen Zeitpunkt. 


12. Wie steht die Bundesregierung zu der Empfehlung, sich auf EU- 
Ebene für eine EG -Verordnung zur umweltgerechten Produktge- 
staltung einzusetzen, in der allgemeine Kriterien einer ökologischen 
Produktgestaltung festgelegt werden? 


Auch insoweit ist auf den Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 12. Dezember 1996 hinzuweisen, nach dem sicherzustellen 
ist, daß die Grundsätze der Selbstverwaltung und Freiwilligkeit 
als zentrale Prinzipien der europäischen Normung erhalten blei- 
ben. 

Des weiteren ist im Rahmen des Umweltforschungsplanes 1997 
vorgesehen, einen internationalen Leitfaden für eine umwelt- 
gerechte Produktgestaltung („Design for Enviroment" DFE) für 
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das Technische Komitee 207 „Environmental Management" bei 
ISO zu erarbeiten. 

Im übrigen wird auf das am 22. April 1997 erlassene Produkt- 
sicherheitsgesetz hingewiesen (BGBl. I S. 934). 


13. Wie steht die Bundesregierung zu der Empfehlung, sich im Rat 
für die Erarbeitung und Verabschiedung einer EG -Verordnung 
oder -Richtlinie einzusetzen, in der ein reformiertes Normungs- 
verfahren geregelt wird, das u. a. bestimmte Anforderungen an 
Transparenz, Beteiligung interessierter Kreise und der Öffent- 
lichkeit sowie demokratische Kontrollen und Überprüfung auf 
Umweltverträglichkeit garantiert? 


Auf die Antworten zu den Fragen 2, 4 und 5 wird verwiesen. 


14. Wie steht die Bundesregierung zu der Möglichkeit, weiteren Har- 
monisierungsrichtlinien, wie der Rahmen wasserrichtlinie, erst zu- 
zustimmen, wenn das Normungsverfahren entsprechend geändert 
worden ist? 


Insoweit wird auf die Antworten zu den Fragen 2 und 4 verwiesen. 

Im übrigen wäre gerade im Umweltbereich eine Blockade von 
Richtlinienvorhaben wegen der im Rat regelmäßig stattfindenden 
Mehrheitsentscheidung nicht aussichtsreich. 


15. Wie steht die Bundesregierung zu der Forderung, zur Stärkung der 
demokratischen Beteiligung von Umwelt- und Verbraucherver- 
bänden und Gewerkschaften an der nationalen und europäischen 
Normung eine Kommission für Umweltschutz und Normung außer- 
halb der Normungsinstitutionen DIN und CEN wie im Arbeits- 
schutzbereich einzurichten? 


Das nationale Delegationsprinzip ist ein Grundpfeiler der Euro- 
päischen Normung (siehe Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 12. Dezember 1996). Nur das nationale Konsens verfahren 
gewährleistet, daß alle interessierten Kreise an der Normung 
beteiligt werden und die Ergebnisse nach breiter Konsensbildung 
in die europäische und internationale Diskussion eingebracht 
werden. 

Im übrigen können nach der Neufassung der Satzung des CEN 
von 1992 assoziierte Mitglieder dem CEN beitreten. Hierbei han- 
delt es sich um auf europäischer Ebene organisierte Kreise, die 
bestimmte wirtschaftliche oder soziale Interessen repräsentativ 
vertreten und Teilnahme- und Beratungsrecht in der Generalver- 
sammlung und den technischen Sektorbüros haben. Die ersten 
assoziierten Mitglieder sind der Verband der Europäischen Bau- 
industrie und das Europäische Technikbüro der Gewerkschaften 
für Gesundheit und Sicherheit. 

Mit zahlreichen weiteren europäischen Fachorganisationen steht 
CEN auf der Ebene der Facharbeit in den technischen Komitees in 
Verbindung. 
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16. Wir beurteilt die Bundesregierung die bisher beschlossenen Har- 
monisierungsrichtlinien und die europäischen Normen, wie z. B. die 
DIN-EU- 14001 zum Umweltmanagement, in bezug auf das vertrag- 
lich angestrebte hohe Umweltschutzniveau? 


Die internationale Norm ISO 14001 ermöglicht weltweit eine Ver- 
besserung des betrieblichen Umweltschutzes und wird daher von 
der Bundesregierung begrüßt. Seit der Anerkennungsentschei- 
dung der Europäischen Kommission vom 16. April 1997 über die 
Berücksichtigung der ISO-Norm 14001 im Rahmen des Umwelt- 
Audits kann eine ISO-Zertifizierung auch als Einstieg für eine 
Validierung nach der EG -Umwelt- Audit- Verordnung genutzt 
werden. Die Anerkennungsentscheidung der Kommission stellt 
dabei sicher, daß der hohe Standard des Umwelt- Audits bei einer 
Zugrundelegung einer Zertifizierung nach der ISO-Norm 14001 
nicht unterlaufen wird. 
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